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I. Perſonalien. 


burg den Charakter als Kommerzienrat 


Seine Majeſtät der König haben Aller⸗ 
zu verleihen. 


guädigſt geruht, 
den bisherigen Gewerberat Krantz in 
Frankfurt a. O. zum Regierungs⸗ und 


Gewerberat zu ernennen, 
dem Fabrikanten Peter Grah in Sundwig, 
Landkreis Iſerlohn, dem Fabrikbeſitzer 
Rudolf Schoeller in Düren, dem 
Fabrikbeſitzer Franz Schwengers in 
lüerdingen, Landkreis Erefeld, und dem 
Bankdirektor Wilhelm Weber in Har⸗ 


Dem Regierungs⸗ und Gewerberate 
Krantz in Frankfurt a. O. iſt die etatmäßige 
Stelle eines gewerbetechniſchen Rats bei der 


Regierung in Frankfurt a. O. verliehen worden. 


Gleichzeitig iſt er zum Aufſichtsbeamten im 
Sinne des § 139 b der Gewerbeordnung für 
den Bezirk dieſer Regierung beſtellt worden. 


ä — —ꝛ— —h — Pêa 


III. Handelsangelegenheiten. 


1. Handelsvertretungen. 
Betr. Handelskammer in Barmen. 
Die Zahl der Mitglieder der Handelskammer zu Barmen iſt auf 24 erhöht worden. 


2. Handelsverkehr. 
Betr. Handelsverkehr mit den Niederlanden. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 9, den 20. März 1912. 


Nach einem Berichte des Kaiſerlichen Generalkonſulats in Amſterdam hat der nieder⸗ 
ländiſche Finanzminiſter in der Nr. 58 des Niederländiſchen Staatscourants vom 9. März d. JS. 


uutage · 
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die in Überſetzung hier beigefügte Warnung gegen die Verwendung falſcher Fakturen bei 
der zollamtlichen Abfertigung erlaſſen. 

Ich erſuche die Handelsvertretungen, die Warnung der Niederländiſchen Regierung 
zur Kenntnis möglichſt weiter Kreiſe zu bringen. 


Im Auftrage. 
IIb. 2178. Luſensky. 


An die Handelsvertretungen (auch Alteſten der Kaufmannſchaft von Berlin und den 


Deutſchen Handelstag). 


Anlage. 
Warnung. 

Es hat ſich wiederholt ergeben, daß ausländiſche Lieferanten, die ihre Waren fracht⸗ 
und zollfrei nach den Niederlanden zu liefern haben, bei zu niedriger Wertangabe den 
Anmeldern der Waren eine falſche Faktur mit dem Antrage zuſenden, dieſes Schriftſtück 
den Zollbeamten zugehen zu laſſen oder vorzulegen, wenn von den Beamten über den 
Wert der Sendung eine Unterſuchung angeſtellt werden ſollte. 

Es wird daher auf den Inhalt des Artikels 34 des Wertzollgeſetzes von 1906 
(Staatsblatt Nr. 216) aufmerkſam gemacht, der wie folgt lautet: 

„Wer bei einer Streitigkeit über den Wert einer zur Einfuhr angemeldeten 
Ware in der Abſicht, die Beurteilung dieſer Ware zu beeinfluſſen, vorſätzlich ein 
falſches oder gefälſchtes Beweisſtück vorlegt, wird mit Gefängnis von höchſtens 
einem Jahre beſtraft. 

Die durch dieſen Artikel mit Strafe bedrohten Handlungen werden als 
Vergehen (misdryven) angeſehen.“ 

Zur Vermeidung eines Strafverfahrens mit ſeinen Folgen empfiehlt es ſich daher, 
den hier oben erwähnten Anträgen ausländiſcher Handelshäuſer keine Folge zu geben. 


3. Schiffahrtsangelegenheiten. 
Betr. Muſterungsbehörde Helgoland. 
In Helgoland iſt eine beſondere Muſterungsbehörde eingerichtet worden. 


Betr. Strandung von Seeſchiffen. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 9, den 15. März 1912. 

In einem zu meiner Kenntnis gelangten Falle hatte ein Strandvogt von der Strandung 
eines Schiffes zwar eine Mitteilung erhalten, ſie aber an die Rettungsſtation nicht weiter 
gegeben, weil er eine Gefahr nicht annahm. Bei der Strandung ertrank der Schiffer, 
während ſpäter der Schiffsjunge durch ein Rettungsboot mit großer Mühe gerettet worden 
iſt. Aus dieſem Anlaß beſtimme ich, daß die Strandämter und die Strandvogteien in 
ähnlichen Fällen nach Kenntnis eines Schiffsunfalls ſofort den in Frage kommenden 
Stationen der Deutſchen Geſellſchaft zur Rettung Schiffbrüchiger Nachricht zu geben haben. 
Die durch dieſe Benachrichtigung etwa entſtehenden Koſten werden auf Antrag der zu⸗ 
ſtändigen Strandamtsvorſteher von dem Vorſtande der Deutſchen Geſellſchaft zur Rettung 
Schiffbrüchiger in Bremen, Martiniſtr. 41, erſtattet werden. 

Ich erſuche Sie, die Strandamtsvorſteher und Strandvögte des Bezirks, für die je 
ein Sonderabdruck beiliegt, hiernach mit Weiſung zu verſehen. 


Im Auftrage. 
IIb. 1908. Luſensky. 


An die Herren Regierungspräſidenten der Küſtenbezirke. 
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4. Eichweſen. 
Betr. Erhebung und Verrechunng der Eichgebühren. 


ini ür K ewerbe. 
Der Miniſter für Handel und G Se 


In der Anlage laſſe ich Ihnen Abdrücke der unter dem heutigen Tage von mir im 8. 


Einvernehmen mit dem Herrn Finanzminiſter und der Königlichen Oberrechnungskammer 
erlaſſenen Vorſchriften über die Erhebung und Verrechnung der Eichgebühren uſw. bei den 
ſtaatlichen Eichämtern nach dem Inkrafttreten der Maß⸗ und Gewichtsordnung vom 30. Mai 
1908 (RGBl. S. 349) zu weiterer Veranlaſſung zugehen. 

6 dieſen Vorſchriften iſt vom Beginne des Etatsjahrs 1912 ab zu verfahren (zu 
vergl. $ 15). g 

Die in den Vorſchriften vorgeſehenen Formulare ſind der Koſtenerſparnis wegen hier 
beſchafft und Ihnen bereits überſandt worden. 
Im Auftrage. 


IIa. 1055. Luſensky. 


An die Herren Eichungsinſpektoren. 


Betr. Reiſekoſten der Eichmeiſter und Eichmeiſtergehilfen. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Berlin W. 9, ben 28, März 1912 

Die Reiſekoſten der Eichmeiſter und Eichmeiſtergehilfen bei Dienſtreiſen zur Ausführung 
ihrer techniſchen Dienſtgeſchäfte ſind von mir in Gemeinſchaft mit dem Herrn Finanzminiſter 
durch die beiliegende Feſtſetzung anderweit geregelt worden. Dieſe Feſtſetzung tritt am 
1. April d. J. in Kraft. 

Ich erſuche Sie, hiernach das Weitere zu veranlaſſen. 

Für Dienſtgeſchäfte außerhalb der Dienſtſtelle am Dienſtwohnort und in geringerer 
Entfernung als 2 km von demſelben erhalten die mittleren techniſchen Beamten vom 
1. April d. J. ab Dienſtaufwandszuſchüſſe von 2 , täglich nach den Vorſchriften des § 54 
der Kaſſenvorſchriften vom 30. September 1909 (SM Bl. S. 425) und meines Erlaſſes vom 
16. Dezember 1910 (Ia. 5193). Beamten, die den Dienſtaufwandszuſchuß erhalten, 
können jedoch verauslagte Fahrgelder nicht beſonders vergütet werden, da eine Wieder⸗ 
einziehung dieſer Beträge von den Gebührenpflichtigen nicht mehr zuläſſig iſt. Nach den 
gleichen Grundſätzen können auch den im mittleren techniſchen Eichdienſt im privatrechtlichen 
Vertragsverhältniſſe beſchäftigten Perſonen Dienſtaufwandszuſchüſſe gewährt werden. 


Im Auftrage. 
IIb. 1200. Luſensky. 


An die Herren Eichungsinſpektoren. 


Anlage. 


N Auf Grund des § 9 des Geſetzes, betreffend die Reiſekoſten der Staatsbeamten, vom 
26. Juli 1910 (GS. S. 150) beſtimmen wir, daß den Eichmeiſtern und Eichmeiſtergehilfen 
bei Dienſtreiſen zur Ausführung ihrer techniſchen Dienſtgeſchäfte an Stelle der nach den 
Vorſchriften in den SS 1 bis 3 des Geſetzes vom 26. Juli 1910 zu berechnenden Ver⸗ 
gütungen Reiſekoſten nach folgenden ermäßigten Sätzen gewährt werden: 


1. Tagegelder: 
a) bei Dienſtreiſen, die an demſelben Tage angetreten und beendet werden, 5 «#, 
b) bei mehrtägigen Dienſtreiſen täglich 7,30 M. 


Erſtreckt ſich die Dienſtreiſe auf zwei Tage und wird ſie innerhalb 24 Stunden beendet, 
jo wird der Betrag von 10 / gewährt. 


Anlage 


Anlage 
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II. Fahrkoſten: 

a) für Wegeſtrecken, die auf Eiſenbahnen oder Schiffen zurückgelegt werden können, 
für das Kilometer 5 7. Eine Entſchädigung für Zugang und Abgang wird 
nicht gewährt. 

p) für Landwegeſtrecken für das Kilometer 30 9) 

Haben erweislich höhere Fahrkoſten als die feſtzuſetzenden aufgewendet werden 
müſſen, ſo werden dieſe erſtattet und zwar auf Grund beſonderer Angaben, welche die 
Ausgaben im einzelnen und deren Notwendigkeit erkennen laſſen müſſen, einer Belegung 
jedoch nicht bedürfen. 

Bei Reiſen nach nahe gelegenen Orten erhalten die Beamten die in der allgemeinen 
Verfügung des Königlichen Staatsminiſteriums vom 13. Oktober 1911 (GS. S. 213) feſt⸗ 
geſetzten Vergütungen, ſofern nicht nach den Vorſchriften unter I und II geringere Beträge 
zu zahlen ſind. 

Auf die im mittleren techniſchen Eichdienſt im privatrechtlichen Vertragsverhältnis 
beſchäftigten Perſonen finden dieſe Feſtſetzungen entſprechende Anwendung. 

Berlin, den 23. März 1912. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Der Finanzminiſter. 
Im Auftrage. Im Auftrage. 
Luſensky. Halle. 


IIa. 1200 M. f. H. u. G. — J. 8788 F. M. 


Betr. Sitze der Eichämter. 
Auf Ihren Bericht vom 21. März d. Is. will Ich Sie ermächtigen, die Sitze und 
Bezirke der ſtaatlichen Eichämter zu beſtimmen. 
Berlin, den 22. März 1912. 
gez. Wilhelm R. 
gegengez. Sydow. 


An den Miniſter für Handel und Gewerbe. 


Bekanntmachung. 

Auf Grund der mir durch den vorſtehenden Allerhöchſten Erlaß erteilten Ermächtigung 
beſtimme ich, daß vom 1. April d. Is. ab ſtaatliche Eichämter an den aus nachſtehendem 
Verzeichnis hervorgehenden Orten ihren Sitz haben. Die Bezirke der Eichämter ſind in 
den Regierungs⸗Amtsblättern öffentlich bekannt zu machen. 

Als Ordnungszahlen der Aufſichtsbehörden und der Eichämter (Bekanntmachung, 
betreffend die bei der Eichung anzuwendenden Stempel und Jahreszeichen, vom 14. No⸗ 
vember 1911, Reichsgeſetzbl. S. 951) gelten die Ziffern des Verzeichniſſes. 

Die Eichämter der Gemeinden werden mit Ablauf dieſes Monats aufgehoben. Die 
Sitze und Bezirke der Gemeinde-Faßeichämter in den Weinbaugegenden der Provinz 
Heſſen⸗Naſſau und der Rheinprovinz, deren Beibehaltung von mir in widerruflicher Weiſe 
geſtattet wird, find in den Regierungs-Amtsblättern bekannt zu machen. 

Berlin, den 26. März 1912. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Im Auftrage. 
IIa. 1235. v. Meyeren. 


Anlage. 4 5 
Verzeichnis. 

1. Auſſichts bezirk. 
Eichungsinſpektion der Provinzen Oſt- und Weſtpreußen zu Königsberg i. Pr. 


1. Königsberg i. Pr. 6. Tilſit. 11. Graudenz. 

2. Braunsberg i. Oſtpr. 7. Allenſtein. 12. Konitz. 

3. Memel. 8. Lyck. 13. Krone (Deutſch⸗). 
4. Raſtenburg. 9. Danzig. 14. Thorn. 


5. Inſterburg. 10. Elbing. 
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2. Aufſichtsbezirk. 


Eichungsinſpektion der Provinz Brandenburg und des Stadtkreiſes Berlin 


O 


2 — 


D D S 


S S 


. Berlin. 

Brandenburg a. d. Havel. 
Eberswalde. 
Luckenwalde. 
Prenzlau. 

Neu Ruppin. 


zu Berlin. 


7. Wittenberge. 
8. Berlinchen. 
9. Calau. 

10. Cottbus. 
11. Drieſen. 

12 


„Frankfurt a. d. Oder. 


3. Aufſichts bezirk. 


Fürſtenwalde. 
Guben. 

Kroſſen a. d. O. 
Küſtrin. 


Eich ungs inſpektion der Provinz Pommern zu Stettin. 
5. Stolp i. Pomm. 


Stettin. 
Stargard i. Pomm. 


3. Swinemünde. 
4. Köslin. 


4. Aufſichtsbezirk. 


6. 


Stralſund. 


Eichungsinſpektion der Provinz Poſen zu Poſen. 
7. Hohenſalza. 


Poſen. 
„ Bentſchen. 
Liſſa. 


4. Oſtrowo. 


5. Bromberg. 


6. Gneſen. 


5. Aufſichts bezirk. 


8. 


Schneidemühl. 


Eichungsinſpektion der Provinz Schleſien zu Breslau. 


Breslau. 


Brieg. 
Glatz. 


Schweidnitz. 
Steinau a. d. Oder. 
Waldenburg i. Schl. 


7. Bunzlau. 
8. Görlitz. 
9. Hirſchberg i. Schl. 
10. Liegnitz. 
11. Neuſalz a. d. Oder. 
12. Sprottau. 


6. Aufſichtsbezirk. 


11855 
Gleiwitz. 
Kattowitz. 
Neiße. 
Oppeln. 
Ratibor. 


Beuthen i. O./ S. 


Eichungsinſpektion der Provinz Sachſen zu Magdeburg. 
9. Erfurt. 


10. Mühlhauſen i. Thüringen. 
11. Nordhauſen. N 


. Magdeburg. 
Aſchersleben. 
. Halberſtadt. 
. Stendal. 


5, Bitterfeld. 

6. Halle a. d. Saale. 
7. Torgau. 

8. Weißenfels. 


7. Aufſichts bezirk. 


Eichungsinſpektion der Provinz Schleswig-Holſtein zu Kiel. 
5. Wandsbek. 


Kiel. 
Altona. 


3. Flensburg. 
4. Heide. 


8. Aufſichtsbezirk. 


Eichungsinſpektion der Provinz Hannover zu Hannover. 
10. Stade. 

11. Lingen. 

12. Osnabrück. 
13. Emden. 


Hannover. 
„Nienburg a. d. Weſer. 
. Göttingen. 


Goslar. 


. Hildesheim. 


6. Celle. 

7. Harburg. 

8. Lüneburg. 
9. Geeſtemünde. 
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9. Aufſichtsbezirk. 
Eichungsinſpektion der Provinz Weſtfalen zu Dortmund. 


1. Dortmund. 6. Minden. 11. Hamm. 
2. Burgſteinfurt. 1. Paderborn. 12. Lüdenſcheid. 
3. Münſter i. Weſtf. 8. Bochum. 13. Neheim. 
4. Recklinghauſen. 9. Gelſenkirchen. 14. Siegen. 
5. Bielefeld. 10. Hagen. 15. Soeſt. 
10. Aufſichts bezirk. 
Eichungsinſpektion der Provinz Heſſen⸗Naſſau zu Caſſel. 
1. Caſſel. | 4. Marburg. 7. Herborn. 
2. Fulda. 5. Diez. 8. Wiesbaden. 
3. Hanau. 6. Frankfurt a. M. 
11. Aufſichts bezirk. 
Eichungsinſpektion der Rheinprovinz und der Hohenzollernſchen Lande 
zu Cöln. 

1. Cöln. 8. Duisburg. 15. Bonn. 
2. Andernach. 9. Eſſen. 16. Siegburg. 
3. Coblenz. | 10. Gladbach (München-). 17. Saarbrücken. 
4. Kreuznach. 11. Lüttringhauſen. 18. Trier. 
5. Barmen⸗Elberfeld in 12. Mettmann. 19. Aachen. 

Barmen. 13. Wald. 20. Düren. 
6. Crefeld. 14. Weſel. 21. Sigmaringen. 
7. Düſſeldorf. 


Betr. Nacheichungs⸗ und Berichtigungsgebühren. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 9, den 26. März 1912. 
anlage In der Anlage laſſe ich Ihnen Abdruck der von mir erlaſſenen Anordnung, betreffend 
die Nacheichungs⸗ und Berichtigungsgebühren, vom 13. März d. Is. zugehen. 
Im Auftrage. 
IIa. 1255. v. Meyeren. 


An die Herren Eichungsinſpektoren. 


Anlage. 


Anordnung, 
betreffend 


die Nacheichungs⸗ und Berichtigungsgebühren (8 16 Maß und Gewichts⸗ 

ordnung vom 30. Mai 1908, Reichsgeſetzbl. S. 349, § 1 Erſter Abſchnitt 

Ziffer 3 und 9 Eichgebührenordnung vom 18. Dezember 1911, Reichs⸗ 
geſetzbl. S. 1074). 


Artikel J. 
Erfolgt die Prüfung zum Zwecke der Nacheichung an einer ſtändigen oder unſtändigen 
Amtsſtelle, ſo betragen die Gebühren 
1. für die Nacheichung der nicht in Ziffer 2 aufgeführten Meßgeräte die Hälfte der 
Neueichungsgebühren; 
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2. für die Nacheichung der 
a) Präziſionsmeßgeräte, 
b) Fäſſer, 
e) ſelbſttätigen Wagen, 
d) Wagen für eine größte zuläſſige Laſt von 3000 kg und darüber, 
e) feſtfundamentierten Wagen, Vai... ! | 
f) en e ee im Verkehre der Eiſenbahn, für 
ebenſoviel wie bei der Neueichung; 


3. wenn dem Meßgeräte die Verkehrsfähigkeit entzogen wird, die Hälfte der für 
die Neueichung (Prüfung und Stempelung) feſtgeſetzten Gebühren. 


Artikel II. 
Erfolgt die Prüfung zum Zwecke der Nacheichung außerhalb einer Amtsſtelle und 
1. am Sitze eines Eichamts oder einer Eichnebenſtelle bei einem hierfür feſtgeſetzten 
Rundgang oder U 
2. bei einer allgemeinen planmäßigen Rundreiſe innerhalb des der Nacheichſtelle 
zugewieſenen Bezirkes und der für dieſen beſtimmten Reiſezeit, 


fo werden die in Artikel I feſtgeſetzten Gebühren erhoben und außerdem ein Zuſchlag von 
1 Mark, der für jeden beanſpruchten Beamten, für jeden angefangenen Tag und von jedem 
Antragſteller zu entrichten iſt. Der Zuſchlag iſt auch zu entrichten, wenn die in § 1 Erſter 
Abſchnitt Ziffer 6 der Eichgebührenordnung erwähnten Vorausſetzungen vorliegen. 


Artikel III. 


Treffen die in Artikel II zu a oder b bezeichneten Vorausſetzungen nicht zu, ſo werden 
bei Prüfungen außerhalb der Amtsſtelle die in der Eichgebührenordnung feſtgeſetzten Ge⸗ 
bühren erhoben; die Vorſchriften im § 1 Erſter Abſchnitt Ziffer 5 und 6 a. a. O. finden 
Anwendung. Dasſelbe iſt der Fall bei Prüfungen von Meßgeräten einzelner Antragſteller, 
für dei beſondere Rundreiſen, z. B. zwecks Nacheichung der Apothekengeräte, veranſtaltet 
werden. 

Artikel IV. 


Die Vorſchriften der Eichgebührenordnung in 8 1 Erſter Abſchnitt Ziffer 2, 4, 7 und 8 
finden auch bei der Nacheichung Anwendung. 


Artikel V. 


l Werden Gewichte bei der Nacheichung berichtigt, ſo werden Gebühren wie für die 
Neueichung erhoben. 


Für ſonſtige Berichtigungsarbeiten werden Gebühren nicht erhoben. 
Berlin, den 13. März 1912. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 


In Vertretung. 


Schreiber. 
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Betr. Eichgebühreuordnung. 


Bekanntmachung, betreffend die Eichgebührenordnung vom 18. Dezember 1911 
(Reichsgeſetzblatt S. 1074). 


Auf Grund des § 16 der Maß- und Gewichtsordnung vom 30. Mai 1908 (Reichs⸗ 
Geſetzbl. S. 349) hat der Bundesrat die nachſtehende 


Eichgebührenordnung 


9 
Erſter Abſchnitt. 
Allgemeine Beſtimmungen. 


1. Die in dem zweiten Abſchnitt feſtgeſetzten Eichgebühren werden für die Neueichung 
(Prüfung und Stempelung) in voller Höhe, für die Prüfung ohne Stempelung zur Hälfte 
erhoben. 

2. Erweiſt ſich ein Meßgerät ſchon bei der äußerlichen Beſichtigung als unzuläſſig, 
ſo werden bei der Vorlegung an der Amtsſtelle Gebühren nicht erhoben, auch wenn ein 
vorhandener Stempel zu entwerten iſt. 


3. Für Berichtigungsarbeiten, deren Ausführung von der Normal-Eichungskommiſſion 
vorgeſchrieben iſt, werden Gebühren nicht berechnet. Für weitere Berichtigungsarbeiten, 
die von der Normal-Eichungskommiſſion geſtattet ſind, ſowie für Berichtigungsarbeiten bei 
der Nacheichung darf eine Vergütung nach näherer Beſtimmung der Landesregierungen er- 
hoben werden. 

4. Für das Aufbringen einer vorgeſchriebenen Bezeichnung wird eine Gebühr von 
10 Pfennig erhoben. Werden auf ein Meßgerät mehrere Bezeichnungen aufgebracht, ſo 
ſind für jede einzelne Bezeichnung 10 Pfennig zu berechnen. Die Aufbringung der Inhalts⸗ 
oder Gewichtsangabe auf Fäſſern erfolgt gebührenfrei. 

5. Werden Neueichungen oder Prüfungen ohne Stempelung außerhalb der Amtsſtelle 
vorgenommen, ſo ſind Zuſchläge zu den Gebühren zu entrichten, und zwar bei Gasmeſſern 
in Höhe von 5 Prozent der für die Neueichung naſſer Gasmeſſer feſtgeſetzten Gebühren, 
bei anderen Meßgeräten in Höhe von 20 Prozent der für ihre Neueichung geltenden Ge⸗ 
bühren. Als Zuſchlag iſt mindeſtens der Betrag von 5 Mark für jeden beanfpruchten Be⸗ 
amten, für jeden angefangenen Tag und, wenn ein Beamter von mehreren Antragſtellern 
beanſprucht wird, auch von jedem einzelnen Antragſteller zu entrichten. 


6. Kann außerhalb der Amtsſtelle eine Neueichung oder Prüfung ohne Stempelung 
von den in Anſpruch genommenen Eichbeamten nicht ausgeführt werden, weil der vor⸗ 
gelegte Gegenſtand ſich ſchon bei der äußerlichen Beſichtigung als unzuläſſig erweiſt, oder 
die in der Eichordnung vorgeſchriebenen Vorbereitungen (Herrichtung und Reinigung des 
Meßgeräts, Bereitſtellung von Eichmitteln und Arbeitshilfe) verabſäumt ſind, oder den Be⸗ 
teiligten ſonſt ein Verſchulden zur Laſt fällt, ſo ſind die Gebühren für Prüfung ohne 
Stempelung ſowie Zuſchläge nach Maßgabe der Nr. 5 in Anſatz zu bringen. Handelt es 
ſich um mehrere Gegenſtände, ſo ſind Gebühren und Zuſchläge nur für denjenigen Gegen⸗ 
ſtand zu berechnen, für welchen die höchſten Gebühren feſtgeſetzt ſind. Mindeſtens ſind 
5 Mark zu berechnen. 

7. Bei allen außerhalb der Amtsſtelle ſtattfindenden Eichungen oder Prüfungen ohne 
Stempelung ſowie in den Fällen der Nr. 6 tragen die Gebührenpflichtigen die aus der 
Hin⸗ und Rückbeförderung der Normale und Prüfungsmittel entſtehenden Koſten. 

Auch tragen ſie die Fuhrkoſten für die Hin⸗ und Rückreiſe der Eichbeamten auf dem 
Land⸗ oder Waſſerwege, wenn der Prüfungsort von der Amtsſtelle oder von der für die 
Reiſe in Betracht kommenden nächſten Eiſenbahnhalte- oder Schiffsanlegeſtelle mindeſtens 
2 Kilometer entfernt iſt. g 

8. Die Summe der berechneten Gebühren und Zuſchläge iſt nach oben auf volle 
5 Pfennig abzurunden. 

9. Bei der den Landesregierungen zuſtehenden Feſtſetzung der Nacheichungsgebühren 
dürfen die vorſtehend beſtimmten Sätze nicht überſchritten werden. 


beſchloſſen: 
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180 Werden neue Meßgeräte, auf welche die Beſtimmungen des zweiten Abſchnitts 
nicht anwendbar ſind, von der Normal⸗Eichungskommiſſion probeweiſe zur Eichung zu⸗ 
gelaſſen, ſo iſt dieſe Behörde ermächtigt, einſtweilen die zu erhebenden Gebühren feſtzuſetzen. 
1 05 ſollen tunlichſt die für ähnliche Meßgeräte geltenden Beſtimmungen berückſichtigt 
werden. 


Zweiter Abſchnitt. 
Eichgebühren. 
J. Läugenmaße, Dickenmaſte und Flächenmaße. 
A. Maßſtäbe und Bandmaße. 

1. Maßſtäbe aus Metall, Buchsbaumholz, Elfenbein, Knochen uſw. 
von 1 Meter und weniger le 
lünen 

2. Maßſtäbe aus Holz, außer Buchs baumholz 
von 1 Meter und weniger 


0,50 Mark, 
0,70 


0,0 Mark, 


pon 2 et an EEE O,0/% 

Mägen En re 0, ; . 
3. Bandmaße 

von 10 Meter und wenge rr 8 0,0 Mark, 

längere „„ 0 TE a 


4. Präziſtonsmaßſtäbe 1,ͤ%// = 


B. Dickenmaße (Kluppmaße). 
1. Kluppmaße aus Metall, Buchsbaumholz, Elfenbein, Knochen uſw. 
non :; ene 88 
e e ee 
2. Kluppmaße aus Holz, außer Buchs baumholz 
von 1 Meter und weniger 3 0,30 Mark 
T Je 
Die obigen Gebühren gelten für Maßſtäbe, Bandmaße und Kluppmaße mit nur einer 
Geſamtlänge und Einteilung. Bei mehreren Geſamtlängen und Einteilungen, auch wenn ſie 
ſich EN verſchiedenen Seiten der Maße befinden, ſind die anderthalbfachen Gebühren zu 
erheben. 


0,80 Mark, 
0,80 = 


C. Flächenmaße (Planimeter). 
az. Sa . 10,00 Mark. 
II. Flüſſigkeitsmaßſe und Meß werkzeuge für Flüſſigkeiten. 
A. Flüſſigkeitsmaße 


von ½ Liter und weniger 0,10 Mark, 


M ee Fre 
„„ t q nn: 0,30 
01 N DO ne 0, 
größere 9 l e e e e eee e 


B. Meßwerkzeuge für Flüſſigkeiten. 
a) Meß werkzeuge ohne Einteilung und Meßwerkzeuge mit ungleichartiger 


Einteilung 
von 0,5 Liter und weniger. 9050 Mark 
Df JJV ⁰ Ao 0,60 N 
P/ c Eee 1540 
größere » :. U „e 1,90 
b) Meßwerkzeuge mit gleichartiger Einteilung 
bei Einteilung in Abſchnitte 

von ½ Liter M ] r 909090 Mark, 
0% und f . nn 2 u 110 - 
und ß f ðͤ d ᷣͤ 


Lite, 20 ni 
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c) Milchmaße 


von 20 Liter und weniger „ 
- mehr als 20 bis einitiehich 50 ler  « 1,50 
größere J =. 0. 


III. Fäſſer. 
a) Raumgehalts⸗Ermittelung. 


Fäſſer von 110 Liter und weniger 0% 
- - mehr als 110 * einſchließlich 210 Liter rr 
. . - 210 - 310 „ 
0 - 6% 4% 
: - — 410 » 5 N 0,0 = 
. : = = 600 Liter al * volle oder angefangene Stufe 
von 100 Liter O10 


b) Tara⸗Ermittelung 


für jedes Faß .. 0,80 Mark. 

c) Erfolgt die Eichung 1 5 e ohne l an der Amtsſtelle ſo wird 
für Arbeitshilfe und verwendetes Material eine weitere Gebühr in Höhe der Hälfte der 
nach a oder b ſich ergebenden Gebühren erhoben. 

d) Erweiſen ſich Fäſſer als undicht, ſo ſind ſie unter Erhebung der Gebühren für 
Prüfung ohne Stempelung zurückzugeben. 


IV. Hohlmaße und Meßwerkzeuge für trockene Gegenſtäude. 
A. Zylindriſche Maße 


von 0,5 Liter und ge, 70 le Mark, 
1 a, ns 7... ³· m A 0, 20 

2 z ee in Je 0,50 5 

„ „ %% % ee a 0,10 

„ 10 und 20 Liter!!! ?zf 

„ 50 Littrur;; ßrĩ?⁸ 1 
größen 135,0 


B. Kaſtenmaße, Löſch⸗ und Ladegefäße, Förderwagen und Fördergefäße, 
Rahmen- oder Aufſetzmaße, Kumtmaße. 


d Kaſtenmaße ö EEE ar 
b) Löſch⸗ und Ladegefüße von 
2 Hektoliter und weniger, re Ce 
ele „3 RE A 
c) Förderwagen und Fördergefäße von 
2 Hektoliter und Sa 33) Te EN 
AröBere . . T0 m NE er ee wein, 
d) Rahmen: oder Aufſetzmaße h e 
e) Kumtmaße von 2 Kubikmeter und weniger „ 0% 
P „„ „ 


C. Meßrahmen für Brennholz 
für jeden Meß ran ee O0) 


V. Gewichte. 
A. Handelsgewichte 


Do o Gramm und weniger nr ie ecue, 
- 100 „bis 2 Kilogramm 2 0 a0 5 
5 und 30 Kilogramm ʃ!0 
20 . %% 9 a Ge 50330 


—ͤ—EjE — — 


. 
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B. Präziſionsgewichte 


von 50 Gramm und weniger r 
„100 und 200 Gramm &T8[¶ 000 ee 
„500 Gramm bis 2 Kilogramm ĩ 
5 und 10 Kllo gramm ?!! 
zo 8 50 8 „ P ee ee 1,20 = 
C. Goldmünzgewichte 
für jedes Goldmünzgewicht en, 0,20 Mark. 


VI. Wagen. 
A. Handelswagen. 
Wagen für eine größte zuläſſige Laſt 


von 500 Gramm und weniger. 0, % Mark, 


mehr als 500 Gramm bis 5 Kilogramm 0, - 

= 5 bis 20 - 2 %% N (6 

= = 20 = 50 5 . . . . . . . . . 1,00 = 

25 50 200 - „„ 
200 500 - ne 

500 = 750 . ee ͤ ĩðͤ ee a A SEE 

Taot 20 "18000 „2 ͤ Ee 

1000 1500 - . RER are 

3 E 2 1500 - 2 000 = ee 5 

E = 2000 2 500 5 2ßC ee u N 

. 5 2800 3 000 . a ͤ 


ohne Benutzung mit Benutzung 
einer Gewichtsgerälſchaft 
M Mark 


ark 

5 . . 3000 = 5 000 € ee % 3 
e - „ 5000 7000 . 7 5 
„eee RER . e 7 
. 9000 11000 . „ 8 
11000 = 16 000 - „ 11 

16000 - 21 000 = „ ARE 15 

® ö = 21000 26 000 # n 19 
Bu: 26 000 = 31000 - n 23 
„381000 36 000 - DR 27 
236000 41 000 - et 30 

. ö - 41000 = 46 000 . E U‘) 34 
B e - 46000 = 51000 E 55 38 
- N 51000 61 000 5 „ 4 45 
1 000 11 000 - en 52 
71000 61 000 . en el 60 
„ „581000 91 000 - e e 06 68 
z = 91000 = 101000 E ee 108 76 


- 101000 111 000 . „ e Eee 84 
- 111000 für jede volle oder angefangene Stufe 
10 10 000 Kilogramm u, mehr 12 8 
Die ermäßigten Gebühren werden erhoben, wenn ein Gewichtswagen, ein Hebel- 
geen eden im Mindeſtbetrage Se der Tragkraft a | 
0 und mind in? d ragkraft der Wage in N Ver⸗ 
fügung ſteht indeſtens ein Zehntel der Trag ge in Normallaſt zur Ver 
B. Wagen für beſondere Zwecke. 
1 J. Präziſionswagen. 
Wagen für eine größte zuläſſige Laſt 
von 500 Gramm und weniger 


JJ nen Raca Üceeer 
mehr als 500 Gramm bis 5 Kilogramm 1% ß 
„ 5 bis 20 Feilogra mm ĩðͤ 
größere Un. 2,00 
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II. Selbſttätige Wagen. 
1. Selbſttätige Balkenwagen. 
Wagen mit einem Füllungsgewichte von 


weniger als 5 Kilogramm 6,00 Mark, 


5 bis 15 Kilogramm 8,0 

mehr ⸗ 15 30 . IT ĩð2 A 

„„ Be „ ᷣ . A 

- 100 150 5 „ oo 
E 150 200 %%» 7 
00 250 5 I 0.00 
0 - 500 Z 
- 300 350 „ 
350 400 a I 
400 450 - 
450 500 „„ 

größere für jede volle oder angefangene Stufe von 100 Kilogramm 

e „ 2,50 


2. Selbſttätige Laufgewichtswagen. 
Für die Prüfung der Wage nach Ausſchaltung der ſelbſttätigen Laufgewichtseinrichtung 
. 1 unter VI. A. für Handelswagen gleicher Tragfähigkeit vorgeſchriebenen Gebühren 
zu berechnen. 
f Für die Prüfung der ſelbſttätigen Laufgewichtseinrichtung ſind in Anſatz zu 
bringen bei 
Wagen für eine größte zuläſſige Laſt 


von 3 000 Kilogramm und wenige 6,00 Mark, 
- mehr als 3 000 bis 11000 Kilogramm 10,0 = 
. = 11 000 - 31000 . W 
. . 31 000 Kilogramm Rue = a 


III. Wagen für Reiſegepäck und für Stückgüter im Verkehre der Eiſenbahn ſowie Wagen für Poſtpäckereien 
ohne angegebenen Wert, 


Wagen für eine größte zuläſſige Laſt 


von 250 Kilogramm und weniger 1,50 Mark, 
mehr als 250 bis 750 Kilogramm WWW 
. an nmMmn , 


VII. Aräometer. 
Aräometer, die vorſchriftsmäßig an mindeſtens 5 Punkten der Aräometerſkale 
geprüft werden: 
Thermoaräometer - 2,00 Mark, 
Aräometer ohne Thermometer ee a ee 1,0 
Aräometer, die vorſchriftsmäßig an nicht mehr als 3 Punkten der Aräometerſkale 
geprüft werden: 
Thermoaräometer . 1,50 Mark, 
Aräometer ohne Thermometeee e 0,0 


VIII. Gasgmeſſer. 


1. Naſſe Gasmeſſer. 
Bei einem Betrage des größten Gasvolumens, welches der Gasmeſſer in der Stunde 
durchzulaſſen beſtimmt iſt, 


von 0, Kubikmeter und weniger 1,00 Mark, 


- mehr als 0, bis zu 0, Kubikmeter esse 
5 Di . W 2 200 
1 2 3,00 
ö a 3 a - —SAĩĩ 4,00 
. = — 4 6 . .J.. „„ e 


— 


al 


von mehr als 6 bis zu 8 Subiimeter re 6,00 Mark 
= * s 8 = = 10 z 


n ꝗ -O 7,00 a 
B 20) ae ® 5800 
z - 15 für jede volle oder angefangene Stufe von 5 Kubik⸗ i 
meter . r, 0 . , 


2. Trockene Gasmeſſer. 


Die Gebühren für Prüfung und Stempelung belaufen ſich auf den andertha 
Betrag 8 en er höhen ſich d en 

3. Bei Gasmeſſern mit Wechſelzählwerk erhöhen ich die Gebühren für Prüfung und 
Stempelung bei naſſen Gasmeſſern auf den anderthalbfachen, bei benen Ge 
auf den doppelten Betrag der Sätze zu Nr. 1. A 

. 4. Erweiſt ſich ein Gasmeſſer ſchon bei der Vorprüfung als undicht, ſo erfolgt die 

Rückgabe unter Anſetzung des vierten Teiles der vorſtehenden Gebühren unter 1, 2 und 3, 
wobei die berechneten Beträge auf volle fünf Pfennig nach oben abzurunden ſind. 

5. Gelangt das abnehmbare Zählwerk eines Stationsgasmeſſers ohne dieſen zur 
Prüfung, jo ift eine Gebühr von 1,00 Mark, falls eine Stempelung hinzutritt, eine Gebühr 
von 1,50 Mark zu erheben. 


IX. Getreideprober. 


1. Fi den , 8 2,50 Mark, 
„ „Literprober . a TREE ON 50 = 
- = Biwangigliterproder . . - DUO 


Dieſe Gebühren werden lediglich erhoben für die allgemeine Prüfung einſchließlich 
der Nachmeſſungen und der Kontrolle des Einſpielens der leeren Wage ſowie für die 
Prüfung der Genauigkeit der Angaben und für die Prüfung des Maßes. 

Zu vorſtehenden Sätzen treten noch die Gebühren für die Eichung der Gewichte 
(V. A. und V. B.) und für die Eichung der Wage (VI. B. 1.). 


2. Für die Prüfung einer Wageſchale nebſt Meſſingplatte als Erſatzteile. 0,25 Mark. 


X. Mefwerfzeuge für wiſſenſchaftliche und techuiſche Unterſuchungen. 


A. Meßwerkzeuge für chemiſche und phyſikaliſche Unterſuchungen. 
I. Meßwerkzeuge ohne Einteilung. 
a) Vollpipetten jeder Art bis 


280% Kübizentünte e ee 8 0,0 Mark, 

Ai Me , S, kalast Pre ee 0,60 
b) andere Meßwerkzeuge mit einer Marke 

6272000 ner, a ne 0,0 Mark, 

e Den: > 60 ee ei Sl a u: 0,60 = 
6) Meßwerkzeuge mit zwei Marken 

ret e 0,60 Mark, 

größere „ . a Tr 
d) 1 

mi ee a ,  . Sunrtet 

J%J%%%%%ẽ0 ͤ⁰ ͥ 0,50 
Mede Hilfsteilung beſon ders 0% 

II. Meßwerkzeuge mit Einteilung. 
In jeder Größe a iner 
Butyrometer N 1 > X 1 n 5 u 


B. Meßwerkzeuge für chemiſche und phyſikaliſche Gasbeſtimmungen. 
Für Geräte, die Meßwerkzeugen für chemiſche und phyſikaliſche Unterſuchungen ent⸗ 
ſprechen, ſind die Gebühren für diese a entrichten, 4 — 
für alle übrigen f la 1,00 Mark. 
Außerdem werden für jedes Meßwerkzeug als Abfertigungsgebühr erhoben O0 


Anlage 


92 


9 2. 
Dieſe Eichgebührenordnung tritt gleichzeitig mit der Maß⸗ und Gewichtsordnung vom 
30. Mai 1908 in Kraft. 


Berlin, den 18. Dezember 1911. 
Der Stellvertreter des Reichskanzlers. 
gez. Delbrück. 


IV. Gewerbliche Angelegenheiten. 


1. Allgemeines. 
Betr. Geſetz über Anderung der Gewerbeordnung vom 27. Dezember 1911. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 9, den 20. März 1912. 

Infolge des am 1. April d. J. in Kraft tretenden Geſetzes, betreffend die Anderung 
der §§ 114 a, 120, 120e, 134, 139 b, 139 h, 146, 146 a, 147, 150, 154a der Gewerbe⸗ 
ordnung, vom 27. Dezember 1911 (RGBl. 1912 S. 139) wird die Ziffer 6 der preußiſchen 
Ausführungsanweiſung zur Gewerbeordnung für das Deutſche Reich vom 1. Mai 1904 
dahin ergänzt, daß hinter den Worten: „Höhere Verwaltungsbehörde“ einzuſchalten ſind 
die Worte: „und zuſtändige Polizeibehörde im Sinne des § 1140 der Gewerbeordnung 
in der Faſſung des Geſetzes vom 27. Dezember 1911 (RGBl. 1912 S. 139)”. 

Hiernach iſt das Weitere zu veranlaſſen. 

Zugleich wird auf das genannte Geſetz und den einzelne ſeiner Beſtimmungen er⸗ 
läuternden, im Miniſterialblatt der Handels- und Gewerbeverwaltung 1912 Seite 58 ver⸗ 
öffentlichten Erlaß vom 13. Februar d. J. mit dem Auftrage hingewieſen, hierauf und ins⸗ 
beſondere auf den durch das Geſetz geänderten § 134 Abſ. 2 der Gewerbeordnung auch 
die unmittelbar unterſtellten Werksverwaltungen aufmerkſam zu machen. 

In Vertretung. 
I. 1152. III. 2089. Schreiber. 


An die Königlichen Oberbergämter. 


2. Dampfkeſſelweſen. 
Betr. Material⸗ und Banvorſchriften für Dampfkeſſel. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 9, den 16. März 1912. 

Dem Zentralverband überſende ich anbei zur Verteilung an die Mitgliedsvereine 
30 Abdrücke der in Nr. 13 des Reichsgeſetzblatts für 1912 S. 188/189 veröffentlichten Be⸗ 
kanntmachung des Herrn Reichskanzlers vom 2. März d. J., betreffend Ergänzung der 
Materialvorſchriften für Land- und Schiffsdampfkeſſel und Berichtigung von Druckfehlern, 
zur Kenntnis und Nachachtung. 

Die Keſſelbeſitzer ſind in angemeſſener Weiſe auf die Beſtimmungen hinzuweiſen. 

Ferner hat die Deutſche Dampfkeſſel⸗Normen⸗Konnniſſion in ihrer 4. ordentlichen Ver⸗ 
ſammlung am 28. Oktober v. J. auf diesſeitigen Antrag beſchloſſen, in dem durch Erlaß 
vom 3. Juli 1911 (HSM Bl. S. 265) veröffentlichten Vordruck für Werksbeſcheinigungen die Worte: 

„Die Bleche, von denen Zerreißproben entnommen ſind, uſw.“ 
abzuändern in: 
„Die Bleche, von denen Proben entnommen ſind.“ 

Die Notwendigkeit, den Nachſatz allgemeiner zu faſſen, ergab ſich aus dem Vorſchlage 
der Unterkommiſſion für Landdampfkeſſel vom 15. September v. J., die Zahl der Proben 
bei Werksbeſcheinigungen gemäß A 1 des zweiten und dritten Teils der Materialvorſchriften 
für Landdampfkeſſel zu bemeſſen. Darnach ſind von den 50 % der zur Lieferung gehörigen 
Bleche die Hälfte zu Zerreiß⸗, die Hälfte zu anderen Prüfungen heranzuziehen. Letztere in 
dem Nachſatz zu den Werksbeſcheinigungen behandelten Prüfungen können zwar unter 
Umſtänden aus denſelben Blechen entnommen ſein, aus denen Zerreißproben hergeſtellt 
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werden (nämlich dann, wenn mehr als 25 % der Bleche für Zerrei 
werden), aber ſie müſſen aus anderen Blechen a ER 1 259 der 
Bleche den Zerreißproben unterworfen werden. en 
Bis auf weiteres find die vorhandenen Vordrucke entſprechend handſchriftlich zu ändern 
In Verlretung. a 


III. 952. N gez. Schreiber. 
An den Zentralverband der preußiſchen Dampfkeſſelüberwachungsvereine in Frankfurt a. O. 


Anlage. 


Bekanntmachung, betreffend Ergänzung der Materialvorſchriften für Land— 

und Schiffsdampfkeſſel. Vom 2. März n 
Auf Grund des § 24 Abſ. 2 der Gewerbeordnung hat der Bundesrat nachſtehende 

Ergänzung der Materialvorſchriften für Land⸗ und Schiffs dampfkeſſel beſchloſſen: 

1. im Abſchnitt III, 4 der Bauvorſchriften für Landdampfkeſſel (Anlage II der Bekannt⸗ 
machung vom 17. Dezember 1908 — Reichs⸗Geſetzbl. 1909 S. 3 —) hinter den 
Worten „rotwarm ſtattfindet“ die Worte einzufügen: „wenn die Kanten gehobelt 
gedreht, gefräſt oder — mangels anderer Möglichkeit der Bearbeitung — ge- 
meißelt werden und“; 

2. in den Material- und Bauvorſchriften für Landdampfkeſſel (Anlagen J und II 
— Reichs⸗-Geſetzbl. 1909 S. 16 und 29 —), und zwar an folgenden vier Stellen: 

a) in den Materialvorſchriften im erſten Teile unter 1 (Prüfungen) auf 
Zeile 3/4 ſtatt „deren Widerſtandsfähigkeit mit mehr als 36 kg / amm in die 
Rechnung eingeſtellt werden ſoll“, 

und 
im dritten Teile unter A (Bleche) II 2a auf Zeile 2 ſtatt „mit einer 
höheren Feſtigkeit als 36 kg/ amm in die Rechnung eingeſtellt werden 
ſollen“, ſowie 

b) in den Bauvorſchriften im Abſchnitt III, 4 auf Zeile 1/2 ſtatt „bei denen 
eine ns Zugfeſtigkeit als 36 kg/ amm in Anſpruch genommen werden ſoll“ 

un 
ebenda unter 9 auf Zeile 1/2 ſtatt „über 41 kg amm Zugfeſtigkeit“ 
zu ſagen: „die eine höhere Zugfeſtigkeit als 41 Kg / amm beſitzen“; 

3. Abſchnitt III, 8 derſelben Bauvorſchriften ſowie Abſchnitt III, 7 der Bauvor⸗ 
ſchriften für Schiffsdampfkeſſel (Anlage 2 der Bekanntmachung vom 17. Dezember 
1908 — Reichs⸗Geſetzbl. 1909 S. 51 —) zu ergänzen und zu faſſen, wie folgt: 

„Bei Berechnung der Wanddicke nahtlos gewalzter Mantelſchüſſe 
kann X = 4 und 2 1 geſetzt werden, ſofern keine Schwächung der 
Wandung vorhanden iſt.“; 

4. zur Berichtigung der in den §§ 12 der unter Nr. 2 und 4 erwähnten beiden 
Bekanntmachungen vom 17. Dezember 1908 (Reichs⸗Geſetzbl. 1909 S. 3 und 51) 
Abſ. 1 auf Zeile 8 das Wort „neu“ durch das Wort „erneut“ zu erſetzen 

in den Bauvorſchriften für Landdampfkeſſel (Anlage II — Reichs⸗Geſetzbl. 1909 
S. 29 —) im Abſchnitt V den letzten Abſatz mit „Nr. 3“ ſtatt mit „Nr. 2“ 
zu bezeichnen, 4 

in den Materialvorſchriften für Schiffsdampfkeſſel (Anlage 1 — Reichs⸗ 
Geſetzbl. 1909 S. 63 —) im zweiten Teile auf der letzten Zeile vor 
„B. Winkeleiſen“ das Wort „größeren“ durch das Wort „größten“ 


und 
in den Bauvorſchriften für Landdampfkeſſel und für Schi 8 
lagen II 10 9 — ſeieichs⸗Geſezdl. 1909 6 29 110 0 ( 
ſchnitt XII, 1 und IX, 1 je auf der zweiten Zeile das Wort „derartig“ 
und „derartiger“ durch das Wort „derart“ zu erſetzen. i 
Berlin, den 2. März 1912. 
Der Reichskanzler. 
In Vertretung. 
gez. Delbrück. 


Antage, 
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3. Arbeiterſchutz und Wohlfahrtspflege. 
Betr. Ausführung des Hausarbeitgeſetzes. 
Berlin, den 16. März 1912. 

Zur Ausführung des Hausarbeitgeſetzes vom 20. Dezember 1911 (RGBl. S. 976) 
haben wir die in 5 Abdrücken angeſchloſſene Anweiſung vom heutigen Tage erlaſſen. Sie 
wollen dieſe alsbald in einer Beilage des Regierungsamtsblatts veröffentlichen und den 
Polizeibehörden Ihres Bezirks je einen Abdruck ſofort zugehen zu laſſen. Die Drucklegung 
der Beilage iſt der Buchdruckerei von Julius Sittenfeld übertragen, die Ihnen den für die 
Ortspolizeibehörden erforderlichen Bedarf demnächſt zugehen laſſen wird. 

Der durch das Geſetz neu geſchaffene Begriff des Hausarbeiters iſt, wie § 1 ergibt, 
kein wirtſchaftlicher, ſondern ein gewerbepolizeilicher, inſofern durch das Geſetz über den 
Rahmen der beſtehenden reichsgeſetzlichen Vorſchriften hinaus eine behördliche Regelung 
auch für diejenigen Betriebe ermöglicht werden ſoll, welche keine fremden Perſonen im 
Arbeitsverhältnis beſchäftigen. Unter den Begriff des Hausarbeiters fallen auch, ſoweit 
fie nicht nach § 1 Abſ. 1 Satz 2 ausgenommen find, abweichend von § 119 b Gewd. ſolche 
Perſonen, die nicht für beſtimmte Gewerbetreibende arbeiten, ſondern mit der Anfertigung 
gewerblicher Erzeugniſſe auf Vorrat und unmittelbar für den Verbrauch beſchäftigt ſind. 
Andererſeits ſind ſolche Perſonen, die für beſtimmte Gewerbetreibende außerhalb der 
Arbeitsſtätten der letzteren mit der Anfertigung gewerblicher Erzeugniſſe beſchäftigt ſind 
(§ 119 b Gewd.), dann keine Hausarbeiter im Sinne des Geſetzes und daher den für dieſe 
vorgeſehenen Beſtimmungen nicht unterworfen, wenn ſie ihrerſeits wieder in ihren Werk— 
ſtätten oder Arbeitsſtuben Lohnarbeiter beſchäftigen. Sie werden jedoch von den Bor- 
ſchriften des Geſetzes über die Beſchäftigung von Hausarbeitern inſoweit erfaßt, als ſie ſelbſt 
noch ſolche beſchäftigen. 

Sogenannte Zwiſchenmeiſter, die in ihren Werkſtätten oder Arbeitsſtuben ausſchließlich 
zu ihrer Familie gehörige Perſonen beſchäftigen, gelten inſoweit gemäß § 1 Abſ. 1 Nr. 1 
des Geſetzes als Hausarbeiter. Beſchäftigen ſie außerdem noch Hausarbeiter, ſo unterliegen 
ſie gleichfalls den für die Beſchäftigung von Hausarbeitern vorgeſehenen geſetzlichen Be⸗ 
ſtimmungen. Der Begriff der Beſchäftigung in Familienbetrieben im Sinne des § 1 Abſ. 1 
Nr. 1 ſetzt, wie wir im übrigen bemerken, nicht das Vorhandenſein eines gewerblichen 
Arbeitsvertrags und auf ſeiten des Beſchäftigten nicht die Eigenſchaft eines gewerblichen 
Arbeiters voraus. Als beſchäftigt gelten die Familienangehörigen vielmehr ſchon dann, 
wenn ſie bei der Arbeit tatſächlich helfen. 

Die in Nr. 4—7 und Nr. 8 der Ausführungsanweiſung vorgeſchriebene nähere 
Prüfung wegen Inkraftſetzung der §§ 3 und 4 des Geſetzes liegt den Regierungspräſidenten, 
für Berlin dem Polizeipräſidenten ob. Über das Ergebnis erſuche ich, der Miniſter für 
Handel und Gewerbe, mir bis zum 1. Oktober d. 38. zu berichten. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Der Miniſter des Innern. 
Dr. Sydow. Im Auftrage. 
III. 1804 M. f. H. — IIe. 686 M. d. J. Dr. Freund. 


An die Herren Regierungspräſidenten und zur gleichmäßigen Beachtung an den Herrn 
Polizeipräſidenten, hier. 


Anlage. 


Zur Ausführung des Hausarbeitgeſetzes vom 20. Dezember 1911 (RGBl. S. 976) 
wird folgendes beſtimmt: 


Behörden, 


1. Unter der Bezeichnung höhere Verwaltungsbehörde im Sinne der § 5 
Abſ. 3, § 9 Abſ. 3 iſt zu verſtehen: für den Landespolizeibezirk Berlin der Oberpräſident, im 
übrigen der Regierungspräſident. 

2. Als Polizeibehörden im Sinne der § 10 Abſ. 3, §§ 14, 16 gelten die zum 
Erlaß von Polizeiverordnungen berechtigten Behörden, als Polizeibehörde im Sinne der 
§ 5 Abſ. 1, § 6 Abſ. 1 gilt der Gewerbeinſpektor, im übrigen gelten als Polizeibehörden 
die Ortspolizeibehörden. 
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3. Unter der Bezeichnung Ortspolizeibehörde ift derjenige Beamte oder diejeni 
Behörde zu verſtehen, welchen die Verwaltung der örtlichen Polizei Nile. ejenige 


Bekanntgebung der Löhne (8 3). 


4. Um die nach § 34 des Geſetzes einſtweilen noch vorbehaltene Inkraftſetzung der 
Beſtimmungen des § 3 wegen offener Auslegung von Lohnverzeichniſſen oder Lohntafeln 
vorzubereiten, iſt alsbald in eine nähere Prüfung darüber einzutreten, für welche Gewerbe⸗ 
zweige oder Betriebsarten etwa Ausnahmen von der Vorſchrift erforderlich ericheinen, 

5. Dabei wird, nachdem nunmehr im Geſetze die Vorſchrift zur allgemein bindenden 
Regel erklärt worden iſt, davon auszugehen ſein, daß gegenüber dem mit der Beſtimmung 
verfolgten Zwecke der Umſtand, daß ihre Befolgung dem Unternehmer gewiſſe Schwierig⸗ 
keiten bereitet und daß andererſeits die Lohnſätze auch ohnehin für genügend bekannt erachtet 
oder ſonſt von der Durchführung der Beſtimmung weſentliche Vorkeile für die Hausarbeiter 
nicht erwartet werden, zur Begründung der Ausnahme als ausreichend nicht angeſehen 
werden kann Auch ſoweit es ſich um eine erheblichere Zahl von Lohnſätzen in einem 
Betriebe handelt, wird vielmehr zunächſt zu prüfen ſein, ob nicht der Vorſchrift durch zweck. 
mäßige Anordnung der Verzeichniſſe oder Lohntafeln, beiſpielsweiſe in der Weiſe, daß ſie 
um eine aufrechtſtehende Mittelachſe beweglich ſind, genügt werden kann. 

6. Näherer Prüfung bedarf es namentlich hinſichtlich ſolcher Gewerbezweige, in denen 
neben einer großen Zahl von Lohnſätzen zugleich regelmäßig ein häufiger Wechſel in dieſen 
vorkommt, ſowie hinſichtlich ſolcher Zweige der Hausarbeit, in welchen der Hausarbeiter 
das Erzeugnis aus einem von ihm zu beſchaffenden Stoffe herſtellt. In den letztbezeichneten 
Fällen kann es, je nachdem der zugrunde liegende Vertrag als Werkvertrag oder als Dienſt⸗ 
vertrag angeſehen wird, zweifelhaft ſein, ob das dem Hausarbeiter gewährte Entgelt Preis 
oder Lohn darſtellt (vergl. Lotmar, der Arbeitsvertrag nach dem Privatrecht des Deutſchen 
Reiches Bd. I S. 183, 189, 196, 208/9, Bd. II 851/2, 885 /, 895, 903, 910), Soweit 
ſolche Zweifel beſtehen, werden die einſchlägigen Zweige der Hausarbeit, zumal die Zuwider⸗ 
handlung gegen den § 3 Abſ. 1 im Geſetz unter Strafe geſtellt iſt, im allgemeinen dieſer 
Vorſchrift nur dann unterſtellt werden können, wenn es ſich in dieſen Fällen zugleich als 
tunlich erweiſen ſollte, gemäß § 3 Abſ. 3 auch die Bekanntgebung der Preiſe für die in 
Betracht kommenden Arbeitserzeugniſſe anzuordnen. Inwieweit dies der Fall iſt, wird 
gleichfalls näher zu prüfen ſein. | 

7. Die Gewährung von Ausnahmen durch den Bundesrat hat nach 8 3 Abs. 2 des 
Geſetzes den Antrag Beteiligter zur Vorausſetzung. 


Lohnbücher und Arbeitszettel (§ 4). 


8. Damit die im § 34 des Geſetzes gleichfalls vorbehaltene Inkraftſetzung des 84 
vorbereitet wird, bedarf es auch inſoweit alsbald einer näheren Prüfung, welche Ausnahmen 
etwa gemäß § 4 Abſ. 2 in Frage kommen. Dabei bleibt nach $ 4 Abf. 3 die Kleider- und 
Wäſchekonfektion außer Betracht. (Vergl. Bekanntmachung, betreffend die Einführung von 
Lohnbüchern für die Kleider- und Wäſchekonfektion, vom 9. Dezember 1902, RGBl. S. 295). 

9. Ausnahmen werden gegenüber der allgemein verpflichtenden Vorſchrift des Geſetzes 
lediglich damit, daß über den Arbeitsverdienſt Unklarheit bei den Hausarbeitern nicht be⸗ 
ſteht, auch hier nicht begründet werden können. Für die Prüfung der Frage, inwieweit 
Ausnahmen erforderlich ſind, wird zu beachten ſein, daß das Geſetz, ſofern nur die Lohn⸗ 
bücher oder Arbeitszettel die vorgeſchriebenen Angaben über Art und Umfang der über⸗ 
tragenen Arbeit ſowie über die dafür feſtgeſetzten Löhne oder Preiſe enthalten, ihre nähere 
Einrichtung in das Belieben der Unternehmer ſtellt. 


Vermeidung unndtigen Beitverluftes für die Hausarbeiter bei Empfangnahme und Ablieferung 
der Arbeit ($ 5). 

10. Damit die bei der Empfangnahme und bei der Ablieferung der Arbeit für die 
Hausarbeiter entſtehende Zeitverſäumnis auf das durch die Natur des Betriebs erforderte 
und gerechtfertigte Maß beſchränkt bleibt, haben die Gewerbeaufſichtsbeamten bei ſolchen 
Betrieben, welche Hausarbeiter in größerer Zahl beſchäftigen und nicht ihrerſeits die Arbeit 
den Hausarbeitern zuſtellen und ſie von ihnen wieder abholen laſſen, fortgeſetzt darauf zu 
achten, daß die zur Ausgabe und Abnahme der Arbeit beſtimmten Räume mit einer der 
Zahl der regelmäßig abzufertigenden Hausarbeiter angemeſſenen Zahl von Ausgabe- und 
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Abnahmeſchaltern oder ſonſtigen Abfertigungsſtellen verſehen, und daß dieſe Stellen auch 
entſprechend dem Bedürfniſſe jeweilig in Betrieb ſind. Für die Erreichung des angegebenen 
Zweckes kommt weiter auch eine zweckentſprechende Regelung des Betriebs in den Ausgabe- 
und Lieferſtuben z. B. in der Richtung in Betracht, daß für die einzelnen Arten der 
Arbeitserzeugniſſe oder auch für die Hausarbeiter je nach dem Anfangsbuchſtaben ler. 
Namen (z. B. von A bis M und von N bis 2) verſchiedene Ausgabe- und Lieferzeiten feſt⸗ 
geſetzt werden. Mit Rückſicht auf die durch eine ſolche Regelung eintretende Beſchränkung 
der Lieferfreiheit der Hausarbeiter wird es ſich empfehlen, vorher die beteiligten Hausarbeiter 
zu hören. Auch kann, zumal für Betriebe mit einer erheblichen Zahl von Hausarbeitern, 
eine Anordnung darüber zweckdienlich ſein, daß die an die einzelnen Hausarbeiter neu aus- 
zuteilende Arbeit nicht erſt nach der Lieferung zuſammengeſtellt, ſondern ſoweit tunlich ſchon 
vorher bereitgelegt wird. 


11. Anordnungen, die über die Einrichtung der Betriebsſtätte und die Regelung 
des Betriebs in den Ausgabe- und Abnahmeräumen hinausgehen, alſo z. B. die 
Zuſendung der Arbeit durch den Unternehmer an die Hausarbeiter bezwecken, ſind nach 
dem Geſetze nicht zuläſſig. 

12. Wo nach den Erlaſſen vom 28. April 1896 und 25. Januar 1897 — M. f. H u. G. 
B 1666 und 11 923 — alle Baugeſuche, die gewerbliche Anlagen betreffen, vor der Ge 
nehmigung den Gewerbeinſpektionen zur Begutachtung überſandt werden, wird ſich bei ſolchen 
Betrieben, die Hausarbeiter in größerer Zahl beſchäftigen, die Prüfung der Gewerbe⸗ 
aufſichtsbeamten zweckmäßig auch darauf erſtrecken, ob für die Ausgabe und Abnahme der 
Hausarbeit ausreichende Räume vorgeſehen ſind. 


Polizeiliche Verfügungen (58 6 bis 9), Polizeiverordnungen (8 10 Abſ. 3, §§ 15, 16). 


13. Polizeiliche Verfügungen auf Grund des 8 6 können inſoweit erlaſſen werden, 
als ſich aus der Art der Beſchäftigung Gefahren für Leben, Geſundheit oder Sittlichkeit 
und zwar nicht nur der Hausarbeiter ſelbſt, ſondern auch ihrer nicht gewerblich beſchäftigten 
Familienangehörigen ergeben. Der Erlaß der Verfügung iſt durch das Geſetz an den 
Antrag des Gewerbeaufſichtsbeamten geknüpft und damit noch beſonders zum Ausdrucke 
gebracht, daß die Verfügungen in Anpaſſung an die Eigenart des Gewerbezweigs und 
unter pfleglicher Berückſichtigung der Lage des Einzelfalls ergehen ſollen. Dieſem Erfordernis 
des Geſetzes wird ohne weiteres dann genügt, wenn die Gewerbeinſpektoren, wozu ſie 
durch Nr. 2 dieſer Anweiſung hinſichtlich der Maßnahmen gemäß § 6 Abſ. 1 ausſchließlich 
für zuſtändig erklärt find, die Verfügungen ihrerſeits ohne Inanſpruchnahme der Orts⸗ 
polizeibehörde erlaſſen. Daß die Faſſung des Geſetzes dem nicht entgegenſteht, iſt bei den 
Verhandlungen des Reichstags über den ähnlich gefaßten § 120 f Abſ. 2 der Gewd. (vergl. 
Geſetz, betreffend die Anderung der $$ 114 a uſw. der GewO., vom 27. Dezember 1911, 
RGBl. S. 139) ausdrücklich anerkannt. 


14. Die Beſeitigung der in den Betrieben der Hausarbeiter durch die Art der 
Beſchäftigung hervorgerufenen Gefahren für Leben, Geſundheit oder Sittlichkeit ſoll nach 
der Abſicht des Geſetzes tunlichſt ohne Gefährdung der Lebensfähigkeit der Betriebe ſelbſt 
erfolgen. Es wird deshalb im Hinblick auf die ungünſtige wirtſchaftliche Lage vieler 
Hausarbeiter bei der Ausführung des § 6 nur ſchrittweiſe und mit beſonderer Vorſicht 
vorzugehen ſein. Das von dem Geſetz erſtrebte Ziel wird ſich, zumal dort, wo die Erwerbs⸗ 
verhältniſſe der Hausarbeiter unbefriedigend ſind, am beſten erreichen laſſen, wenn es 
gelingt, die Unternehmer, die ihre Hausarbeiter regelmäßig beſchäftigen, mehr als bisher 
mit dem Bewußtſein zu erfüllen, daß ihnen auch hinſichtlich ihrer Hausarbeiter die Pflichten 
eines Arbeitgebers obliegen, und ſie für die Verbeſſerung der nach § 6 Abf. hals ungenügend 
erfundenen Arbeitsverhältniſſe in dieſen Hausarbeitsbetrieben zu intereſſieren. Die Gewerbe⸗ 
aufſichtsbeamten haben daher in ſolchen Fällen, wo für den Hausarbeiter allein die Aus⸗ 
führung der erforderlichen Anderungen der Betriebsſtätte oder Betriebsvorrichtungen ohne 
weſentliche Beeinträchtigung ſeiner Lebenshaltung nicht möglich erſcheint, in dieſer Richtung 
die geeigneten Schritte zu unternehmen, damit tunlichſt die Unternehmer Beihilfen für dieſen 
Zweck gewähren. 

Unter welchen Vorausſetzungen zur Förderung dieſer Bemühungen der Gewerbe— 
aufſichtsbeamten für den Fall, daß die Unternehmer zur Leiſtung von Beihilfen bereit ſind, 
auch ſtaatliche Mittel für den bezeichneten Zweck zur Verfügung geſtellt werden können, 
bleibt beſonderer Beſtimmung vorbehalten. 
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15. Während die zur Beſeitigung von Gefahren, die ſich aus der Art der Beſchäfti 
für Leben, Geſundheit oder Sittlichkeit der ee ſelbſt oder ihrer Janin 
angehörigen ergeben, erforderlichen Maßnahmen im allgemeinen in erſter Linie nach den 
Verhältniſſen des Einzelfalls zu treffen ſein werden, hat für ein Vorgehen zum Schutze 
der öffentlichen Geſundheit gemäß § 7 die Art der vorgenommenen Verrichtung inſofern 
eine allgemeinere Bedeutung, als die Herſtellung, Verarbeitung oder Verpackung von 
Nahrungs⸗ oder Genußmitteln in den Hausarbeitsbetrieben, wenn dagegen Bedenken 
obwalten, vielfach weniger durch Verfügung für den Einzelfall, als vielmehr durch allge⸗ 
meine Anordnung — des Bundesrats ($ 10 Abſ. 1), der Landeszentralbehörde oder im 
Wege der Polizeiverordnung (§ 10 Abſ. 3) — zu regeln ſein wird. 

16. Der Regelung unterliegen nach 8 7 Abi. 3 auch die ſonſt im allgemeinen von 
dem Geſetz ausgenommenen Werkſtätten, in denen ausſchließlich für den perſönlichen Bedarf 
des Beſtellers oder feiner Angehörigen gearbeitet wird, alſo die unmittelbar für die Kund⸗ 
ſchaft arbeitenden Handwerks- und ſonſtigen Kleinbetriebe ohne fremde Hilfskraft. 

Nach 8 16 kann die Regelung durch Polizeiverordnung auch über den Kreis der 
Hausarbeitsbetriebe hinaus auf ſolche Betriebe erſtreckt werden, die im übrigen unter die 
Vorſchriften der Gewerbeordnung fallen. 7 

17. In die polizeilichen Verfügungen iſt eine Belehrung über das zuläſſige Rechts⸗ 
mittel — Beſchwerde an den Regierungspräfidenten, für den Landespoltzeibezirk Berlin 
an den Oberpräſidenten ($ 9 Abſ. 3) — aufzunehmen. Da die Zuwiderhandlungen gegen 
die endgültig erlaſſenen Verfügungen im Geſetze (§8 28, 29, 31) mit Strafe bedroht find, 
ſo iſt daneben eine Androhung beſtimmter Strafen auf Grund des TVG. § 132 Ziff. 2 
in der Verfügung nicht zuläſſig. Vielmehr iſt, wo zur Erhöhung des Nachdrucks der 
Verfügung ein Hinweis auf die Nachteile ihrer Nichtbefolgung angezeigt erſcheint, 
auf die geſetzlichen Strafbeſtimmungen zu verweiſen. Außerdem können erforderlichen⸗ 
falls auch noch die im LVG. 8 132 Ziff. 1 oder 3 bezeichneten Zwangsmittel angedroht 
werden. 
18. Von den durch die Ortspolizeibehörde erlaſſenen polizeilichen Verfügungen iſt 
dem Gewerbeinſpektor alsbald eine Abſchrift zu überſenden. 

19. Wegen der Ausführung der Verfügungen gilt Nr. 200 Abſ. 1 bis 3 der Aus: 
führungsanweiſung zur Gewerbeordnung vom 1. Mai 1904 entſprechend. 


Anzeigepflicht ($ 12). 

20. Die im $ 12 des Geſetzes vorgeſehene Verpflichtung zur beſonderen ſchriftlichen 
Anzeige an die Ortspolizeibehörde vor dem Betriebsbeginn greift nur inſoweit Platz, als 
durch Beſtimmungen des Bundesrats, der Landeszentralbehörde oder durch Polizeiverordnung 
für einen Gewerbezweig eine Regelung der Hausarbeit „erfolgt iſt. Die Anzeige iſt von 
e zu erſtatten, welcher das Verfügungsrecht über den als Werkſtätte benutzten 
Raum hat. 

2 Die eingehenden Anzeigen ſind von der Ortspolizeibehörde darauf zu prüfen, 
ob ſie die Lage der Werkſtätte angeben und die Art des Betriebs erkennen laſſen. Unvoll⸗ 
ſtändige Anzeigen ſind zur Vervollſtändigung zurückzugeben. 

Auf Grund der Anzeigen, die für jeden behördlich geregelten Zweig der Hausarbeit 
zu beſonderen Aktenheften zu vereinigen ſind, hat die Ortspolizeibehörde nach den einzelnen 
Zweigen der geregelten Hausarbeit geſonderte Verzeichniſſe der Hausarbeitsbetriebe ihres 
Bezirks unter fortlaufenden Nummern und mit Angabe der Lage der Werkſtätte zu führen. 
a de find dem zuständigen Gewerbeauffichtsbeamten auf Erſuchen zur Einſicht 

orzulegen. 


Ausweis über die Veſchaffenheit der Arbeitsräume ($ 13 Abſ. 1 Nr. 2, Abſ. 2). 
22. Auch die im § 13 vorgeſehene Verpflichtung, Hausarbeit nur für ſolche Werk⸗ 
ſtätten auszugeben, hinſichtlich deren ein Ausweis über ihre vorſchriftsmäßige Beſchaffenheit 
vorgelegt wird, hat zur Vorausſetzung, daß der Gewerbezweig durch Beſtimmungen des 
Bundesrats, der Landeszentralbehörde oder durch Polizeiverordnung geregelt und daß 
dabei die Beſchaffung eines ſolchen Ausweiſes vorgeſchrieben iſt. 

23. Soweit hiernach die Verpflichtung beſteht, gilt ſie ebenſo wie für die Unternehmer 
ſelbſt, die unmittelbar Arbeit für Hausarbeiter ausgeben, und für die Verwalter von 
Zweigſtellen ſolcher Betriebe (5 32 Abſ. 1) auch für die ſogenannten Zwiſchenmeiſter, 
welche außerhalb ihrer Arbeitsſtätte Hausarbeit verrichten laſſen (§ 13 Abſ. 1 Nr. 2), und für 
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die ſogenannten Ausgeber, Faktoren oder Fergen, die, ohne ſelbſt eine Arbeitsſtätte zu beſitzen, 
für Gewerbetreibende die Ausgabe der Hausarbeit übernehmen (§ 13 Abſ. 2). Perſonen, 
die, wie z. B. Botenleute, lediglich die Überführung der Arbeitsſtücke von der Ausgabeſtelle 
zum Hausarbeiter beſorgen, ohne daß fie an der Verfügung über die Austeilung der Arbeit 
ſelbſt beteiligt ſind, unterliegen der Verpflichtung nicht. 

24. Damit in denjenigen Gewerbezweigen, für welche die Verpflichtung zur Vor⸗ 
legung des Ausweiſes Platz greift, eine Erſchwerung der Erwerbstätigkeit der Hausarbeiter 
im Falle des Wohnungswechſels infolge von Verzögerungen in der Beſchaffung des Aus⸗ 
weiſes tunlichſt vermieden wird, dürfen die Ausweiſe dann, wenn die neue Wohnung nur 
in nebenſächlichen Punkten den vorgeſchriebenen Anforderungen nicht genügt, ihnen im 
übrigen aber entſpricht, einſtweilen unter dem Vorbehalt erteilt werden, daß die verbliebenen 
Anſtände binnen einer zu ſtellenden angemeſſenen Friſt nachträglich behoben werden. 


Liſtenführung (58 13, 14). 

25. Die Beſtimmungen über Liſtenführung gelten ohne weiteres allgemein von dem 
10 führen des Inkrafttretens des Geſetzes ab. Vom 1. April 1912 an haben daher 
zu führen: 

1. ein Verzeichnis der beſchäftigten Hausarbeiter: 

die Unternehmer und die Leiter von Zweigſtellen der Betriebe ($ 32 Abſ. 1 
des Geſetzes), ſoweit fie unmittelbar, d. h. nicht durch Zwiſchenmeiſter oder 
Ausgeber (Faktoren, Fergen) Hausarbeiter beſchäftigen, 

die ſogenannten Zwiſchenmeiſter für die von ihnen außerhalb ihrer Arbeits- 
ſtätken mit Hausarbeit beſchäftigten Perſonen und 

die ſogenannten Ausgeber, Faktoren oder Fergen (Perſonen ohne eigene gewerb⸗ 
liche Arbeitsſtätte) für diejenigen Hausarbeiter, welchen fie für — meiſt an 
andern Orten wohnhafte — Gewerbetreibende Hausarbeit übertragen. 

(Wegen der Botenleute vergl. Nr. 23 dieſer Anweiſung.) 
2. ein Verzeichnis der beſchäftigten Zwiſchenmeiſter und Ausgeber 
(Faktoren, Fergen): 

die Unternehmer und die Leiter von Zweigſtellen der Betriebe hinſichtlich ſolcher 
Perſonen, durch welche außerhalb der Betriebsſtätten für die Betriebe die 
Übertragung von Arbeit an Hausarbeiter erfolgt, ſei es, daß dieſe Perſonen 
— wie die Zwiſchenmeiſter — ſelbſt zugleich an der Herſtellung der Arbeits⸗ 
erzeugniſſe mitbeteiligt ſind, oder daß ſie — wie die Ausgeber (Faktoren, 
Fergen) — in der Hauptſache nur die Ausgabe der Arbeit vermitteln. 

Zwiſchenmeiſter, welche die übernommene Arbeit ausſchließlich in ihren 
eigenen Arbeitsſtuben und Werkſtätten ausführen laſſen, alſo daneben nicht 
noch an Hausarbeiter weiterübertragen, ſind in das Verzeichnis nicht aufzunehmen. 

26. Die Verzeichniſſe müſſen den Namen der Hausarbeiter, Zwiſchenmeiſter und 
Ausgeber nebſt Angabe der Betriebsſtätte dieſer Perſonen enthalten. Soweit ſich ein 
Bedürfnis ergeben ſollte, nähere Anordnung über die Einrichtung der Verzeichniſſe zu 
treffen, kann das Erforderliche gemäß § 14 durch Polizeiverordnung der zuſtändigen 
e nach Anhören beteiligter Gewerbetreibender und Hausarbeiter beſtimmt 
werden. 

27. Damit die Behörden zuverläſſige Kenntnis über die Verbreitung der Hausarbeit 
in ihrem Bezirk erlangen, iſt bis zum 1. Juli d. J. das Erforderliche zu veranlaſſen, damit 
die Verzeichniſſe (vergl. Nr. 25 dieſer Anweiſung) den Ortspolizeibehörden ſowie den 
Gewerbeaufſichtsbeamten zur Einſicht eingereicht werden ($ 13 Abſ. 1 Nr. 1). Soweit 
es ſich dabei in einem Bezirke nicht nur um verhältnismäßig wenige den Behörden 
von vornherein bekannte Betriebe (Unternehmer-, Zweigſtellen⸗, Zwiſchenmeiſterbetriebe), 
die Hausarbeiter beſchäftigen, oder Ausgeber handelt, wird zweckmäßig durch Polizei⸗ 
verordnung (§ 14) zu beſtimmen fein, daß die Verzeichniſſe in Abſchrift an die Orts⸗ 
polizeibehörde einzureichen ſind. Bei Erlaß der Polizeiverordnung iſt zugleich zu er⸗ 
wägen, in wie weit etwa auch für die Zukunft eine Wiederholung der Einreichung vor⸗ 
zuſchreiben ſein wird. Die Ortspolizeibehörden haben die Abſchriften daraufhin durch⸗ 
zuſehen, in wie weit nach Nr. 28 dieſer Anweiſung eine Benachrichtigung auswärtiger 
Ortspolizeibehörden vorzunehmen iſt, und ſie ſodann dem zuſtändigen Gewerbeinſpektor zu 
überſenden. 
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Im allgemeinen wird der Beſitz der Abſchriften für die Ortspolizeibehörden nicht von 
der gleichen Bedeutung wie für die Gewerbeinſpektoren jein. Soweit dies gleichwohl der 
Fall iſt, kann durch die Polizeiverordnung auch die Einreichung je einer Abſchrift an die 
Ortspolizeibehörde und den Gewerbeinſpektor vorgeſehen werden. 


28. Ergibt ſich aus den Verzeichniſſen, daß Hausarbeiter, Zwiſchenmeiſter oder 
Ausgeber in einem anderen Bezirke des Staatsgebiets beſchäftigt werden, ſo hat die Orts⸗ 
polizeibehörde zwecks tunlichſt vollſtändiger Erfaſſung der Hausarbeiter und zur Erleichte⸗ 
rung der Kontrolle über die Durchführung des § 13 des Geſetzes die Namen dieſer Perſonen 
unter Angabe der Betriebsſtätte der zuſtändigen Ortspolizeibehörde mitzuteilen. Dieſe hat 
ſie zur Kenntnis des Gewerbeinſpektors zu bringen. 


29. Die Gewerbeinſpektoren haben für ihre Akten aus den ihnen vorgelegten ($ 13 
Abſ. 1 Nr. 1) Verzeichniſſen die erforderlichen Auszüge zu fertigen und fie ebenſo wie die 
eingereichten Verzeichnisabſchriften und die ihnen gemäß Nr. 28 dieſer Anweiſung über⸗ 
ſandten Mitteilungen für die einzelnen Gewerbezweige geſondert aufzubewahren. . 

Für ſolche Hausarbeitszweige, welche wegen der aus der Art der Beſchäftigung ſich 
ergebenden Gefahren für Leben, Geſundheit oder Sittlichkeit ($ 6 des Geſetzes) die 
beſondere Überwachung durch die Gewerbeaufſichtsbeamten erfordern, werden Kataſter der 
im Gewerbeinſpektionsbezirke belegenen Hausarbeiterbetriebe nicht wohl entbehrt werden 
können. Inwieweit ſolche zu führen und wie ſie einzurichten ſind, bleibt bis auf weiteres 
der Anordnung des Regierungs- und Gewerberats vorbehalten. 


Aufſicht ($ 17). 
30. Die Aufſicht über die Ausführung der Vorſchriften: 
a) des § 5 des Geſetzes wegen Vermeidung ungerechtfertigter Zeitverſäumnis für die 
Hausarbeiter bei der Empfangnahme oder Ablieferung der Arbeit, 


b) des § 6 Abſ. 1 des Geſetzes wegen Vermeidung von Gefahren für Leben, Geſund— 
heit oder Sittlichkeit infolge der Art der Beſchäftigung 


wird von den Gewerbeaufſichtsbeamten wahrgenommen. Die Ortspolizeibehörden ſind jedoch 
verpflichtet, auf ihr Erſuchen Nachreviſionen über die Ausführung der von den Gewerbe— 
inſpektoren erlaſſenen polizeilichen Verfügungen vorzunehmen. 


31. Die Aufſicht über die Vorſchriften des 8 12 des Geſetzes wegen der der Orts⸗ 
polizeibehörde zu erſtattenden Anzeige wird von den Ortspolizeibehörden wahrgenommen. 


32. Im übrigen wird die Aufſicht über die Ausführung des Geſetzes von den 
Ortspolizeibehörden und den Gewerbeaufſichtsbeamten ausgeübt. Dabei iſt, ſoweit gemäß 
8 15 des Geſetzes für einzelne Gewerbezweige die Verpflichtung vorgeſchrieben iſt, daß ſich 
die Gewerbetreibenden (auch Zweigſtellenleiter und Zwiſchenmeiſter) und Ausgeber über die 
Einrichtung und den Betrieb der Werkſtätten perſönlich oder durch Beauftragte unterrichten, 


beſonders darauf zu achten, ob dieſer Verpflichtung genügt iſt. 

33. Die Gewerbeaufſichtsbeamten haben die von ihnen ausgeführten Reviſionen in 
das Reviſions⸗ Notizbuch einzutragen, das von ihnen nach Nr. III 6 der Vorſchriften für 
den inneren Dienſt der Gewerbeinſpektionen vom 3. Juni 1901 zu führen iſt. Inwieweit 
über die von den Gewerbeaufſichtsbeamten ausgeführten Reviſionen auch Vermerke in das 
nach Nr. 29 Abſ. 2 dieſer Anweiſung zu führende Kataſter aufzunehmen ſind, bleibt bis 
auf weiteres gleichfalls der Anordnung des Regierungs⸗ und Gewerberats vorbehalten. 

34. Die nähere Anordnung wegen Errichtung von Fachausſchüſſen bleibt bis nach 
Erlaß der im § 24 des Geſetzes vorgeſehenen Beſtimmungen des Bundesrats über die 
Errichtung und die Zuſammenſetzung der Fachausſchüſſe ſowie über das Verfahren bei 
dieſen vorbehalten. 


Berlin, den 16. März 1912. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Der Miniſter des Innern. 
Dr. Sydow. Im Auftrage. 
III. 1804 M. f. H. u. G. — IIe. 686 M. d. J. Freund. 
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v. Gewerbliche Unterrichtsaugelegenheiten. 


1. Allgemeine Angelegenheiten. 


Betr. Stempelpflicht der Schnlzeugniſſe. 
Berlin, den 21. März 1912. 


Im Anſchluß an unſeren Runderlaß vom 31. Oktober v. Is. (HMBl. S. 426) be⸗ 
ſtimmen wir, daß außer den im Abſatz 2 daſelbſt erwähnten Klaſſenzeugniſſen und den bei 
dem Übergang eines Schülers in eine andere Lehranſtalt auszuſtellenden Abgangszeugniſſen, 
auch die von den Fortbildungsſchulen ſonſt und insbeſondere zur Erfüllung der Vorſchrift 
1 1 1 Abſ. 2 der GewdO. ausgeſtellten Abgangszeugniſſe der Stempelpflicht nicht 
unterliegen. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Der Finanzminiſter. 
Im Auftrage. Im Auftrage. 
Dr. Neuhaus. Rathjen. 


IV. 220111 M. f. H. — III. 4595 F. M. 


An die Herren Regierungspräſidenten. 


2. Fachſchulen. 
Betr. Belaftungen und Beanſpruchungen der Banſtoffe. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Berlin, den 15. März 1012 


Im Anſchluß an den Erlaß vom 11. Mai 1910 (HM Bl. S. 190) erſuche ich 
Sie, die Direktoren der Baugewerkſchulen Ihres Bezirkes auf den Runderlaß des Herrn 
Miniſters der öffentlichen Arbeiten vom 5. Januar d. 38. (III. B. 1. 194 PD. B. A, 
I. D. 21 326), Nr. 11 des Zentralblatts der Bauverwaltung vom 3. Februar d. Js., durch 
den die Beſtimmungen über die bei Hochbauten anzunehmenden Belaſtungen und Be⸗ 
anſpruchungen der Bauſtoffe vom 31. Januar 1910 Anderungen erfahren haben, aufmerkſam 


zu machen. 
Im Auftrage. 


IV. 8161. Dr. Neuhaus. 


An die beteiligten Herren Regierungspräſidenten. 
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